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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort

Anfrage der Abgeordneten Bjérn Forsterling, Aimuth von Below-Neufeldt, Sylvia Bruns, Christian
Dirr (FDP), eingegangen am 09.12.2013

Privatschulfinanzierung in Niedersachsen

In Sachsen erklarte der Verfassungsgerichtshof mehrere Regelungen im Rahmen der Privatschulfi-
nanzierung als verfassungswidrig. Verletzt werden durch die Regelungen die Privatschulfreiheit,
das Gleichbehandlungsgebot und die staatliche Pflicht zur Férderung des Ersatzschulwesens.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung:

1. Welche Schliisse und Uberlegungen zieht die niedersichsische Landesregierung aus dem
Urteil des sachsischen Verfassungsgerichtshofs?

2. Wie will die niedersachsische Landesregierung verhindern, dass das niedersachsische Privat-
schulwesen verfassungswidrig behandelt wird?

3. Welche Auswirkungen hat das Urteil auf die Position der Landesregierung bei den Gespra-
chen des Kultusministeriums mit den Vertretern der Freien Schulen zur Weiterentwicklung
und Nachjustierung der Finanzhilfe fur diese Schulen?

4.  Wann ist mit einem Ergebnis der Verhandlungen zu rechnen?

5. Will die niederséchsische Landesregierung, vor dem Hintergrund, dass zahlreiche Bildungs-
studien ermittelt haben, dass Privatschulen das Bildungssystem besser machen, Privatschu-
len in Niedersachsen starken?

(An die Staatskanzlei tibersandt am 08.01.2014 - I1/725 - 558)

Antwort der Landesregierung

Niedersachsisches Kultusministerium Hannover, den 03.02.2014
- 01-0 420/5-558 -

Artikel 7 Abs. 4 Grundgesetz gewahrleistet das Recht, private Schulen einzurichten und zu betrei-
ben. Die Privatschulfreiheit ist auch durch Artikel 4 Abs. 3 Niedersachsische Verfassung geschiitzt.
Die Landesregierung hat ein groRes Interesse an der Existenz der Schulen in freier Tragerschaft
und ist sich ihrer Verantwortung, diese durch eine auskdmmliche Finanzierung als Zuschuss zu den
laufenden Betriebskosten sicherzustellen, bewusst.

Zum Schuljahresbeginn 2007/2008 ist ein neues Finanzhilfesystem in Kraft getreten, das gemein-
sam und einvernehmlich mit allen maf3geblichen Verbanden und Institutionen der Schulen in freier
Tragerschaft erarbeit wurde und das die Existenz der Schulen in freier Tragerschaft auskdmmlich
sichert. Das Finanzhilfesystem lebt davon, dass die zu einem bestimmten Termin festgestellten
Versorgungsverhaltnisse der 6ffentlichen Schulen auf die Schulen in freier Tragerschaft Ubertragen
werden.

Die mit dieser Reform wirksam gewordenen Schulerstundenwerte fiir die einzelnen Schulformen
sowie fur die einzelnen Férderschwerpunkte der Forderschulen als MaRstab fir die Berechnung
der Finanzhilfe hatten bis zur Mitte des Schuljahres 2012/2013 Bestand. Aufgrund einiger zwi-
schenzeitlich eingetretener Veranderungen der Versorgungsrelationen im 6ffentlichen Schulbereich
wurde dem berechtigten Wunsch der Vertreterinnen und Vertreter der freien Schultrager nachge-
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kommen, eine Neufestsetzung der Schiilerstundenwerte vorzunehmen. Die Ergebnisse wurden mit
Anderungsverordnung vom 14.01.2013 in die Verordnung lber die Berechnung der Finanzhilfe fiir
Schulen in freier Tragerschaft lbernommen und beinhalten Anderungen, die zuletzt zum
01.08.2013 in Kraft getreten sind.

Fir den Fall, dass eine zu geringe Anzahl offentlicher Referenzschulen (z. B. Forderschulen mit
dem Forderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung) keine reprasentative Grol3e fiir eine
Ubertragung der dortigen Beschulungsverhéltnisse auf die viel groRBere Zahl der Schulen in freier
Tragerschaft darstellt, herrscht Einvernehmen mit den Verbanden, eine gesetzliche Regelung zu
schaffen, die die Finanzierung der Foérderschulen mit dem Forderschwerpunkt emotionale und so-
ziale Entwicklung auf eine fir den freien Schultrdger planbare Basis stellt.

Daneben finanziert das Land Personalkosten von 20 Ersatzschulen in kirchlicher Tragerschaft, die
aus offentlichen Schulen hervorgegangen sind. In erster Linie sind dieses 15 Schulen der Katholi-
schen Kirche (sogenannte Konkordatsschulen), die auf der Grundlage der 88 154 ff. Niedersachsi-
sches Schulgesetz (NSchG) finanziert werden, sowie flinf Schulen der Evangelischen Landeskirche
Hannovers, die entsprechend finanziert werden. Fur diese Schulen tragt das Land die vollstandigen
personlichen Kosten der Lehrkréfte.

Dabei wird jedoch héchstens die Zahl von Lehrkraften beriicksichtigt, die sich aufgrund des Ver-
haltnisses von Schiiler- und Lehrerzahlen (Schiler-Lehrer-Relation) an den entsprechenden o6ffent-
lichen Schulen auf Landesebene ergibt.

Die spezielle Forderung dieser kirchlichen Schulen beruht auf staatskirchenrechtlichen Vertragen.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich nhamens der Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie
folgt:

Zu 1.

Die Finanzhilfevorschriften des NSchG beinhalten keine Regelungen, wie sie der Sachsische Ver-
fassungsgerichtshof in seinem Urteil vom 15.11.2013 - Vf. 25-11-12 {ber die dortige Finanzierung
der freien Schultrager beanstandet hat. So ist z. B. eine Verlangerung der Wartezeit fir neu ge-
nehmigte freie Schulen von drei auf vier Jahre in Niedersachsen nicht in der Diskussion. Weitere di-
rekte Folgewirkungen aus diesem Urteil sind fiir das Land Niedersachsen nicht erkennbar.

Zu 2.
Auf die Antwort zu 1 wird verwiesen.
Zu 3.

Die Landesregierung sieht sich in ihrer Haltung bestétigt, die Finanzierung der freien Schultrager
weiterhin mittels fir beide Seiten vertretbarer Regelungen festzulegen. Hierbei steht im Vorder-
grund, Regelungen zu treffen, die die Situationen in der 6ffentlichen Schullandschaft méglichst rea-
litatsnah abbilden.

Zu 4.

Soweit mit den Verbanden und Institutionen der freien Schultrdger vorab einvernehmliche Ergeb-
nisse erzielt werden, werden diese jeweils in die nachsten Schulgesetznovellen aufgenommen.

Zu 5:

Die Landesregierung bekennt sich dazu, dass die Schulen in freier Tragerschaft eine ausdricklich
gewiinschte und unverzichtbare Bereicherung des Schulwesens sind. Gemeinsames Ziel muss es
sein, fur alle Schilerinnen und Schiller ein gutes Angebot zu machen, d. h. zugleich auch ein An-
gebot fur jede Einzelne oder jeden Einzelnen. Ein gemeinsamer Grundsatz ist und muss bleiben,
dass keine Schilerin oder kein Schiler verloren gehen darf. Dies zu gewahrleisten, dazu tragen
auch die Schulen in freier Tragerschaft bei. Die Landesregierung wird die Entwicklung der freien
Schultrdger daher weiter angemessen begleiten.

In Vertretung des Staatssekretars

Jan ter Horst

2 (Ausgegeben am 12.02.2014)



	Drucksache 17/1193
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort
	Anfrage der Abgeordneten Björn Försterling, Almuth von Below-Neufeldt, Sylvia Bruns, Christian Dürr (FDP), eingegangen am 09.12.2013
	Privatschulfinanzierung in Niedersachsen
	Antwort der Landesregierung

